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mit:
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Monika STRASSER, Sprecherin  „Überparteiliche Bürgerinitiative für eine gerechte Agrarreform in Österreich“

Thema: 

„Bauernprotest gegen Agrarreform-Umsetzung in Oberösterreich formiert sich“

Rückfragehinweis: 

Erik Helleis, Pressesprecher, OÖ. Grüne, 0664/8317535
„Bauernprotest gegen Agrarreform-Umsetzung in Oberösterreich formiert sich“ 

Pirklhuber: Agrarreform-Umsetzung steht offensichtlich auf schwachen juristischen Beinen

„Die Umsetzung der EU-Agrarreform in Österreich stößt auf immer mehr Kopfschütteln, Verunsicherung und Zweifel an der Nachvollziehbarkeit und Rechtssicherheit der geplanten Maßnahmen, die ab 1. 1. 2005 Gültigkeit erlangen“, kritisiert Nationalratsabgeordneter Dr. Wolfgang Pirklhuber, Obmann der Grünen Bäuerinnen und Bauern OÖ. 

„Wir haben daher ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben, um diese Umsetzung überprüfen zu lassen, denn die Agrarreform wird durch eine einfache Verordnung des Landwirtschaftsministers ohne gesetzliche Beschlussfassung im Parlament, auf Basis des Marktordnungsgesetzes aus dem Jahr 1995 vollzogen, argumentiert Pirklhuber die formalen Bedenken. 

Die Grünen, die die österreichische Agrarreform-Umsetzung von Beginn weg, als wettbewerbsverzerrend und unsozial kritisiert haben, favorisieren ein Umsetzungsmodell, das zu regional einheitlichen Flächenprämien bei Acker- und Grünland führen würde. Die Mehrheit der EU-Mitgliedsstaaten, Deutschland, Luxemburg, Dänemark, Schweden, Großbrittannien, Finnland und alle neuen Beitrittsländer haben ein diesbezügliches Modell umgesetzt, während Österreich sich am sogenannten „Historischen Betriebsprämienmodell“ orientiert hat. Dieses geht von den durchschnittlichen Prämienansprüchen der Jahre 2000 bis 2002 aus und schreibt diese bis 2013 fest. 

Damit werden aber bisherige Ungleichgewichte und Ungerechtigkeiten einzementiert, kritisieren die Grünen Bäuerinnen und Bauern und verweisen auf die Initiative der Überparteilichen Bürgerinitiative für eine gerechte Agrarreform in Österreich“, die die Härte- und Sonderfälle der österreichischen Umsetzung ins Visier nimmt. 

„Besonders eklatant ist ja die Tatsache, dass die Grundbesitzer zumindestens teilweise enteignet werden, da die Prämienrechte die Pächter einbehalten können und damit der landwirtschaftliche Grund und Boden massiv an Wert verliert“, kritisiert Pirklhuber und verweist auf die diesbezüglich gleichlautenden Aussagen des Präsidenten der Landwirtschaftskammern Rudolf Schwarzböck vom April 2003. 

„Dieser dürfte allerdings vom Paulus zum Saulus mutiert sein“, mutmaßt Pirklhuber und sieht in der Tatenlosigkeit der gesetzlichen Interessensvertretung angesichts der realen Problemfälle ein Eingeständnis des Scheiterns. 

Fakten zur österreichische Umsetzung der EU-Agrarreform

Im Bundesvoranschlag 2005 sind für die einheitliche Betriebsprämie 292 Mio. Euro veranschlagt. Dabei erhalten:

· 82 Betriebe mehr als 70.000 Euro

· 141 Betriebe mehr als 55.000 Euro

· 2.234 Betriebe mehr als 20.000 Euro

· 147.778 Betriebe weniger als 9.000 Euro

· 103.072 Betriebe weniger als 2.000 Euro an Betriebsprämie.

Diese ungleiche Verteilung verursacht eine existenzbedrohende Wettbewerbsverzerrung. Auch werden innovative Betriebe, die sich im Referenzzeitraum vom 2000 - 2002 mit der Produktion und Vermarktung von nicht prämienfähigen Alternativkulturen beschäftigt haben (z.B. Ölkürbis, Gewürzpflanzen, Kräuter etc.) damit krass benachteiligt.

Beispiel Kürbisbauern bzw. Betriebe mit alternativen Kulturen

Betriebe, die sich im Referenzzeitraum von 2000 bis 2002 mit der Produktion und Vermarktung von nicht prämienfähigen alternativen Kulturen wie Ölkürbis, Gewürzpflanzen, Heilkräutern etc. beschäftigt haben, statt für Interventionslager und Exportstützung zu produzieren, werden durch die unreflektierte Einführung von scheinbar gerechten Betriebsprämien (á la ÖVP-Bauernvertreter) nachhaltig für ihren Einsatz bestraft. 

Denn die nachträgliche Einführung eines Referenzzeitraumes bewirkt die zukünftige Entwertung dieser o.a. Flächen. Betroffen sind hauptsächlich kleine und mittlere Betriebe, welche versuchten, durch Nischenprodukte eine höhere Wertschöpfung zu erzielen. Dieser Versuch wird nun als freiwilliger Verzicht auf notwendige Unterstützung bis ins Jahr 2013 interpretiert. 

Das bedeutet: 

· Nachhaltige Benachteiligung und Bestrafung von innovativen Berieben 

· schwere Marktstörung durch verschiedene Prämienniveaus 

· hohes Konfliktpotential am Pacht- und Grundstücksmarkt

· Schaffung eines Marktes für Zahlungsansprüche und Spekulationen

Die Forderungen der Grünen nach keinerlei Benachteiligungen der innovativen Betriebe bei der Umsetzung der GAP-Reform und danach, dass für jeden Hektar Spezialkulturen (Ölkürbis, Gemüse, Alternativkulturen, Wechselwiesen) Prämienanspruch bestehen muss, wurde von den Regierungsparteien nicht aufgegriffen. 

Der massive Protest (u.a. eine Petition an den Bürgerinitiativen- und Petitionsausschuss des österreichischen Parlaments) hat jedoch zumindest bewirkt, dass im nationalen Umsetzungsprogramm zumindest folgende Ausnahmeregelung vorgesehen wird: Falls der Anteil an Alternativkulturen (Kürbis, Kleinalternativen) sowie Gemüse, Speisekartoffeln und Beerenobst mehr als 25 % der Ackerfläche beträgt, werden für die über 25 % liegende Fläche Zahlungsansprüche aus der nationalen Reserve zugeteilt. Biobetriebe mit einen Anteil von mehr als 25 % Ackerfutterfläche und „Alternativkulturen“ an der gesamten Ackerfläche und einem geringen RGVE-Besatz erhalten ebenfalls für die über 25 % liegende Fläche Zahlungsansprüche aus der nationalen Reserve.

Umsetzung durch die Agrarmarkt Austria (AMA)

Mit Schreiben vom 10. März 2004 erhielten viele Betriebe ein Formular betreffend „Gewährung der Einheitlichen Betriebsprämie/Bewirtschafterwechsel“. Bis zu diesem Zeitpunkt lag jedoch noch keine gültige Durchführungsverordnung weder auf europäischer noch auf österreichischer Ebene vor. Die entsprechende EU-Durchführungsverordnung 795/2004 vom 21. April 2004, spricht nur davon, dass die Mitgliedsstaaten ab 2004 die Prämienansprüche ermitteln können. Das vollständig ausgefüllte, gegebenenfalls mit den entsprechenden Beilagen versehene Formular „Vorabübertragung von Zahlungsansprüchen“ musste jedoch, gemäß beiliegendem Merkblatt spätestens bis 31. 3. 2004 bei der zuständigen BBK/Bezirksreferat abgegeben werden. 

Weiters heißt es im Artikel 12 (Antragstellung) der EU-Durchführungsverordnung: „Vor der endgültigen Festsetzung [im Fall Österreichs durch die AMA] ist eine Übertragung von Zahlungsansprüchen nicht möglich“. Und im Artikel 25 wird unter dem Titel „Übertragung von Zahlungsansprüchen“ folgendes normiert: 

„Der Verpächter fügt seinem Antrag auf Feststellung der Zahlungsansprüche (...) eine Kopie des Pachtvertrages bei und gibt die Hektarzahl an, für die er die Zahlungsansprüche verpachten will. Der Pächter fügt seinem Antrag auf Teilnahme an der Betriebsprämienregel (...) eine Kopie des Pachtvertrages bei. Ein Mitgliedstaat kann vorschreiben, dass die Anträge des Pächters und des Verpächters gemeinsam eingereicht werden oder dass im Antrag des Verpächters auf den Antrag des Pächters verwiesen werden muß.“

Die österreichische nationale Betriebsprämie-Verordnung, die erst am 26. August  2004 verlautbart wurde, konstruiert daraus die Möglichkeit der „Vorabübertragung von Zahlungsansprüchen“. 

Die Grünen Bäuerinnen und Bauern wollen sich mit diesen juristischen Spitzfindigkeiten und Wirrnissen nicht abfinden und sind bereit eine rechtliche Klärung herbeizuführen. Denn die auftretenden Pannen bei der Umsetzung der EU-Agrarreform müssen behoben werden. So fordern Sie eine unverzügliche Verlängerung der Beeinspruchungsfrist bezüglich der Zahlungsansprüche bei Härte- und Sonderfällen bis Ende April 2005. Die EU-Durchführungsverordnung 795/2004 spricht nämlich ausdrücklich davon: „(26) Wenn Beihilfenanträge offensichtliche Irrtümer enthalten, sollte eine Berichtigung jederzeit möglich sein.“ Die Untergrenzen zur Berücksichtigung von Härtefällen müssten ebenfalls fallen, da sie kleine Betriebe krass benachteiligen.

Weitere Infos über die Wahrung von Rechtsansprüchen sind bei den Grünen Bäuerinnen und Bauern unter der Telefon-Nummer 0732/739400-17 erhältlich.







